90 Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 14 Ausgegeben Danzig, den 26. Februar 1936 
Tag Inhalt Seite 
13. 2. 1936 Verordnung bezüglich Abänderung der Verordnung betreffend Angliederung des Verſicherungs⸗ 
amtes des Kreiſes Gr Werder an das Gemeinſame Verſicherungsamt der Stadt Dinzig vom 18.12, 1935 
20. 2. 1936 VI. Verordnung zur Abänderung der dritten Rechtsverordnung über die Senkung von Zinſen 
Dom 2 Sedus ““]]]]ß]ß“ß 99 
20. 2. 1936 Verordnung über Aenderung der Verordnung zur Aenderung einiger Beſtimmungen des Str a 7 ge 1 e 6 
buches vom 29. Auguſt 1935 umd 100 
20. 2. 1936 Rechtsverordnung über die 5 1905 der Rechts verordnung zur Wahrung des Anſehens nationaler 
Verbände vom i) Oedber 1933... ER Ne 100 
20. 2. 1936 Rechtsverordnung zur Abänderung der Rechtsverordnung betr. Maßnahmen zur Erhöhung der 6 f 和 ent- 
lichen Siche heit nd ronung dom d g a le ee Leon ea 101 
20. 2. 1936 Rechtsverordnung zur 11 19540 der Rechtsverordnung betr. das Tragen einheitlicher Sonder⸗ 
Eid dom April id!!! RD EN ER EN 103 
20. 2. 1936 Verordnung zur Sicherung der Frühjahrsdüngung und Saatgutverſorgung für das 
atari Ddßdßßßßßßßßßßßßßß 8 104 
3⁴ Verorduung 


bezüglich Abänderung der Verordnung betreffend Angliederung des Verſicherungsamtes des Kreiſes 
Gr. Werder an das Gemeinſame Verſicherungsamt der Stadt Danzig vom 18. Dezember 1935. 
Vom 13. Februar 1936. 

Auf Grund des § 1 Nr. 11 und 40 in Verbindung mit § 2 des Geſetzes zur Behebung der 
Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird nachſtehendes mit Geſetzeskraft 
verordnet: 

8 1 

Die Verordnung betreffend Angliederung des Verſicherungsamtes des Kreiſes Gr. Werder an 
das Gemeinſame Verſicherungsamt der Stadt Danzig vom 18. Dezember 1935 (G. Bl. S. 1183) 
wird wie folgt geändert: 

In 8 1 Zeile 4 wird die Zahl „44“ erſetzt durch die Zahl „56“. 
8 2 
Die Verordnung tritt rückwirkend vom 1. Januar 1936 in Kraft. 
Danzig, den 13. Februar 1936. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Huth Dr. Kluck 


35 VI. Verordnung 
zur Abänderung der dritten Nechtsverordnung über die Senkung von Zinſen vom 22. September 1933. 
Vom 20. Februar 1936. ， 
Auf Grund des $ 1 Ziff. 61 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel! 


Die dritte Rechtsverordnung über die Senkung von Zinſen vom 22. September 1933 (G. Bl. 
S. 441) in der Faſſung der Verordnung vom 28. Oktober 1933, 21. Dezember 1933 (G. Bl. S. 512 
und 626), 9. März 1934, 24. April 1934 und 26. November 1934 (G. Bl. S. 165, 279 und 770) 
wird dahin abgeändert: 


In 8 15 Abſ. 1 werden die Worte „1. Oktober 1936“ erſetzt durch „1. Oktober 1938". 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages 5. 3. 1936.) 
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Artikel II 
Die Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1936 in Kraft. 
Danzig, den 20. Februar 1936. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Rettelsky 


36 Verordnung 
über Anderung der Verordnung zur Anderung einiger Beſtimmungen des Strafgeſetzbuches vom 
29. Auguſt 1935 (G. Bl. S. 903) und der Verordnung zur Abänderung von Vorſchriften des 
Strafverfahrens und des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vom 29. Auguſt 1935 (G. Bl. S. 907), ſowie 
über Aufhebung der Allgemeinen Verfügung betr. Mitteilungen in Strafſachen 
vom 29. Auguſt 1935 (G. Bl. S. 912). 
Vom 20. Februar 1936. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 9 und 28 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird mit Geſetzeskraft folgendes verordnet: 
Artikel I 
1. Der Artikel I der Verordnung zur Anderung einiger Beſtimmungen des Strafgeſetzbuchs vom 

29. Auguſt 1935 (G. Bl. S. 903) wird aufgehoben. 
2. Die 88 2 und 2a des Strafgeſetzbuchs erhalten folgende mit ihrem früheren Wortlaut überein- 
ſtimmende Faſſung: 
| | „8 2 
Eine Handlung kann nur dann mit einer Strafe belegt werden, wenn dieſe Strafe 
geſetzlich beſtimmt war, bevor die Handlung begangen wurde. 
Bei Verſchiedenheit der Geſetze von der Zeit der begangenen Handlung bis zu der Ab⸗ 
urteilung iſt das mildeſte Geſetz anzuwenden. 
82a 
Über Maßregeln der Sicherheit und Beſſerung iſt nach dem Geſetz zu entſcheiden, das 
zur Zeit der Entſcheidung gilt.“ 
| Artikel II j 
Die Artikel I Ziffer 1 der Verordnung zur Anderung von Vorſchriften des Strafverfahrens und 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vom 29. Auguſt 1935 (G. Bl. S. 907) wird aufgehoben. 


Artikel III 
Die Allgemeine Verfügung betreffend Mitteilungen in Strafſachen vom 29. Auguſt 1935 (G. Bl. 
S. 912) wird aufgehoben. 5 
Artikel IV 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 20. Februar 1936. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


37 Rechtsverordnung 
über die Aufhebung der Rechtsverordnung zur Wahrung des Anſehens 
nationaler Verbände vom 10. Oktober 1933 (G. Bl. S. 502). 
Vom 20. Februar 1936. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 9 und 28 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volt und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel I 3 


Die Rechtsverordnung zur Wahrung des Anſehens nationaler Verbände vom 10. Oktober 1933 
(G. Bl. S. 502) in der Faſſung der Verordnungen vom 6. März 1934 (G. Bl. S. 132), vom 28. Fe⸗ 
bruar 1934 (G. Bl. S. 67) und vom 30. November 1935 (G. Bl. S. 1121) wird aufgehoben. 
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190 1516 Artikel II 
Dieſe Rechtsverordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 20. Februar 1936. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


38 Rechtsverordnung 
zur Abänderung der Rechtsverordnung betr. Maßnahmen zur Erhöhung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung vom 30. 6. 1933 (G. Bl. S. 287). 
Vom 20. Februar 1936. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 9 und 32, ſowie des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 


Die Rechtsverordnung betr. Maßnahmen zur Erhöhung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
vom 30. 6. 1933 (G. Bl. S. 287), abgeändert durch die Verordnungen vom 6. 9. 1933 (G. Bl. 
S. 421), vom 28. 2. 1934 (G. Bl. S. 67) und 30. 11. 1935 (G. Bl. S. 1121) erhält in Artikel II 
Abſchnitt I folgende Faſſung: 

5 „Druckſchriften 

Die Vorſchriften des Geſetzes über die Preſſe vom 7. Mai 1874 (R. G. Bl. S. 65) über die Be⸗ 
ſchlagnahme von Druckſchriften ohne richterliche Anordnung (§ 23 ff. des Geſetzes) finden auf die in 
den 88 81—86, 93 ac, 106 a, 110, 110 a, 129 a, 130 und 131 des Strafgeſetzbuchs bezeichneten 
ſtrafbaren Handlungen mit der Maßgabe Anwendung, daß der Staatsanwaltſchaft gegen den Beſchluß 
des Gerichts, der die vorläufige Beſchlagnahme aufhebt, die ſofortige Beſchwerde mit aufſchiebender 
Wirkung zuſteht. 

82 

(J) Der verantwortliche Schriftleiter und der Verleger einer periodiſchen Druckſchrift find ver⸗ 
pflichtet, auf Verlangen des Senats amtliche Entgegnungen auf die in der periodiſchen Druckſchrift mit⸗ 
geteilten Tatſachen oder amtliche Kundgebungen ohne Einſchaltung oder Weglaſſung unentgeltlich auf⸗ 
zunehmen. 

(2) Der Abdruck hat unverzüglich, bei Tageszeitungen ſpäteſtens in der nach Eingang der Kund⸗ 
gebung oder Entgegnung nächſtfolgenden, für den Druck nicht bereits abgeſchloſſenen Nummer, zu er⸗ 
folgen. Eine Stellungnahme zu einer Kundgebung oder Entgegnung iſt in der gleichen Nummer unzu⸗ 
läſſig. f 
(3) Die Vorſchriften über die Art und Weiſe des Abdrucks der Auflagenachrichten erläßt der 
Senat. ; 

{ J 8 3 

Druckſchriften, deren Inhalt geeignet iſt, die öffentliche Sicherheit oder Ordnung zu gefährden, 
können polizeilich beſchlagnahmt und eingezogen werden. 

Zuſtändig ſind die Kreispolizeibehörden. 

| 8 4 

(1) Periodiſche Druckſchriften können verboten werden, 

1. wenn durch ihren Inhalt die Strafbarkeit einer der in den SS 81—86, 93 a—c, 106 a, 110, 

110 a, 129 a, 130, 131 St. G. B. bezeichneten Handlungen begründet wird, 

2. wenn ihr Inhalt die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährdet, 

3. wenn in ihnen zu einem Generalſtreik oder zu einem Streik in lebenswichtigen Betrieben 

aufgefordert oder angereizt wird, 

4. wenn in ihnen Organe, Einrichtungen, Behörden oder leitende Beamte des Staates beſchimpft 
oder böswillig verächtlich gemacht werden. Welche Beamten zu den leitenden Beamten ge⸗ 
hören, beſtimmt der Senat durch Bekanntmachung im Staatsanzeiger, 

wenn in ihnen eine Religionsgeſellſchaft des öffentlichen Rechts, ihre Einrichtungen, Gebräuche 
oder Gegenſtände ihrer religiöſen Verehrung beſchimpft oder böswillig verächtlich gemacht 
werden, 


CT 
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6. wenn in ihnen leitende Staatsmänner anderer Staaten in ſolcher Form beſchimpft oder bös⸗ 
willig verächtlich gemacht werden, daß dadurch die Beziehungen der Freien ae zu den 
betreffenden Staaten beeinträchtigt werden können, 
7. wenn die Vorſchriften des § 2 oder den dazu erlaſſenen Ausführungsvorſchriften zuwider ge⸗ 
handelt wird. 

(2) Ein auf Grund des Abſatzes 1 erlaſſenes Verbot umfaßt auch die in demſelben Verlag er⸗ 
ſcheinenden Kopfblätter der Zeitung ſowie jede angeblich neue Druckſchrift, die ſich ſachlich als die 
alte darſtellt oder als ihr Erſatz anzuſehen iſt. 

a (3) Die Dauer des Verbots darf bei Tageszeitungen die Dauer von 6 Monaten, in anderen 
Fällen von einem Jahr, nicht überſchreiten. 

(4) Zuſtändig für das Verbot ſind die Kreispolizeibehörden des Erſcheinungsortes, bei auswärts 

erſcheinenden der Polizeipräſident zu Danzig. Das Verbot gilt für das ganze Staatsgebiet. 


8 5 
Eine periodiſche Druckſchrift, die unter Duldung des Verlegers den Beziehern einer verbotenen 
Druckſchrift als deren Erſatz zur Abwendung der Folgen des Verbots zugeſtellt wird, kann für die 
in $ 4 Abſ. 3 beſtimmte Dauer verboten werden. 
Zuſtändig iſt die Stelle, die das erſte Verbot angeordnet hat. 


8 6 

(1) Gegen die Maßnahmen der Kreispolizeibehörden oder des Polizeipräſidenten in Danzig 
aus 88 3, 4 und 5 iſt binnen einer Friſt von einer Woche von der Zuſtellung oder Veröffentlichung 
die Beſchwerde gegeben. Die Beſchwerde iſt bei der Behörde anzubringen, die die anzufechtende Ent⸗ 
ſcheidung erlaſſen hat. Sie hat keine aufſchiebende Wirkung. ö ‚Ubi 

(2) Über die Beſchwerde entſcheidet, ſofern ihr nicht abgeholfen wird, das Preſſegericht endgültig. 

(3) Das Preſſegericht beſteht aus dem jeweiligen Vorſitzenden der Kammer für Verwaltungsange⸗ 
legenheiten beim Landgericht als Vorſitzenden und 2 vom Senat auf die Dauer von 3 Jahren 
ernannten ehrenamtlichen Beiſitzern, von denen der eine ein ordentliches Richteramt bekleiden, der 
andere die Befähigung zum Richteramt oder höheren Verwaltungsdienſt beſitzen muß. 

(4) Die Entſcheidung erfolgt im Beſchlußverfahren nach den für die Kammer für Verwaltungs⸗ 
angelegenheiten geltenden Vorſchriften. 

(5) Die Entſcheidung ſoll innerhalb zweier Wochen nach Einlegung der Beſchwerde ergehen. 


8 7 
Im Auslande hergeſtellte Druckſchriften, die dem Zwecke politiſcher Propaganda dienen und die 
nicht periodiſch erſcheinende Druckſchriften ſind, dürfen in das Gebiet der Freien Stadt Danzig nur 
mit Erlaubnis der vom Senat zu beſtimmenden Stelle eingeführt werden. Gegen die Verſagung der 
Erlaubnis iſt innerhalb einer Woche die Beſchwerde an den Senat gegeben. Die Beſchwerde hat keine 
aufſchiebende Wirkung. Die Entſcheidung des 10 iſt endgültig. 
8 
Wer eine auf Grund der 88 4 oder 5 verbotene periodiſche Druckſchrift herausgibt, verlegt, druckt 
oder verbreitet, wird mit Gefängnis nicht unter 3 Monaten beſtraft. Daneben kann auf Geldſtrafe 


erkannt werden. 
8 9 


Mit Gefängnis bis zu 3 Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu 500 G wird beſtraft, wer den Vor⸗ 
ſchriften der 88 2 oder 7 zuwider handelt. 5.170 
(1) Wer vorſätzlich oder fahrläſſig Druckſchriften politiſchen Inhaltes herſtellt, verbreitet oder zum 
Zwecke der Verbreitung vorrätig hält, auf denen zur Verheimlichung des Urſprungs die in den 88 6 
und 7 des Reichsgeſetzes über die Preſſe vom 7. Mai 1874 vorgeſchriebenen Angaben über Drucker, 
Verleger, Verfaſſer, Herausgeber oder verantwortlicher Redakteur nicht enthalten oder unrichtig, un⸗ 
vollſtändig oder unleſerlich ſind, wird — ſoweit nicht die Tat nach anderen Vorſchriften mit einer 
ſchwereren Strafe bedroht iſt — mit Gefängnis bis zu 3 Monaten und mit Geldſtrafe bis zu 500 G 
oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. Die Strafe iſt Gefängnis bis zu einem Jahre, wenn durch die 
Druckſchrift 
a) ein Vergehen gegen $ 8 dieſer Verordnung oder 
b) eine nach 88 110, 110 a, 111 oder 324 a des Strafgeſetzbuches ſtrafbare Auftorderung oder 


Anreizung begründet wird. 
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(2) Gegenftände, die zur Begehung eines nach dieſen Vorſchriften ſtrafbaren Vergehens gebraucht 
oder beſtimmt ſind, ſind einzuziehen ohne Rückſicht darauf, ob ſie dem Täter gehören oder nicht. Auf die 
Einziehung iſt ſelbſtändig zu erkennen, wenn die Verfolgung einer beſtimmten Perſon nicht durführ⸗ 
bar iſt. 
§ 10a 


Zur Verbreitung beſtimmte Schriften, deren Vervielfältigung in d ter Meile als durch Drud- 
legung erfolgt, gelten im Sinne dieſer Verordnung als Druckſchriften.“ 


Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 20. Februar 1936. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


39 Rechtsverordnung 

zur Anderung der Rechtsverordnung betr. das Tragen einheitlicher Sonderkleidung vom 4. April 1934 

(G. Bl. S. 221), abgeändert durch Rechtsverordnung vom 30. November 1935 (G. Bl. S. 1121). 
Vom 20. Februar 1936. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 9 und $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird mit Geſetzeskraft folgendes verordnet: 


Artikel I 

Die Rechtsverordnung betreffend das Tragen einheitlicher Sonderkleidung vom 4. April 1934 
(G. Bl. S. 221) mit der Abänderung durch die Rechtsverordnung vom 30. November 1935 (G. Bl. 
S. 1 erhält folgende Faſſung: 

8 1 f 

Das Tragen einer einheitlichen Sonderkleidung, die die Zugehörigkeit zu einem Verband oder 
zu einem Verein zum Ausdruck bringt, iſt außerhalb geſchloſſener Räume nur mit Genehmigung des 
Polizeipräſidenten zu Danzig zuläſſig. 

Als Sonderkleidung im Sinne dieſer Vorſchrift gelten auch einheitliche Ausrüſtungsgegenſtände 
und Kopfbedeckungen. 

Die Genehmigung kann von Bedingungen oder Auflagen abhängig gemacht werden. Sie darf 
nur verſagt werden, wenn ihre Erteilung eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
zur Folge haben würde. 

Gegen die Verſagung der Genehmigung ſteht dem betroffenen Verband oder Verein binnen einer 
Ausſchlußfriſt von 2 Wochen nach Zuſtellung der Entſcheidung die Beſchwerde an den Senat zu. 


82 
Einer Genehmigung nach $ 1 bedarf es nicht zum Tragen einer Kleidung, Die n Weile 
bei Sportverbänden und ſtudentiſchen Korporationen üblich iſt. 


Zuwiderhandlungen gegen den 8 1 dieſer Verordnung werden mit Gefängnis bis zu 3 Monaten 
oder nn bis zu 1000, — Gulden beſtraft. 
84 
Wer die Uniform, einen Ausrüſtungsgegenſtand oder ein Abzeichen eines Verbandes oder Ver⸗ 
eins, der die Erlaubnis zum Tragen einer einheitlichen Sonderkleidung beſitzt (8 1), in Beſitz hat oder 
trägt, ohne Mitglied des Verbandes D Vereins z ‚ie d mit Geldſtrafe oder mit Wai 
beſtraft. ö 
Artikel I 
Dieſe Rechtsverordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 20. Februar 1936. | 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greifer Huth Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
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40 5 Verordnung 

zur elbe der Saudade und Saatgutverſorgung für 05 Wirtſchaſteſahr 1936. 
in Vom 20. Februar 1936. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 68, 89 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 

und. Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird mit Geſetzeskraft folgendes verordnet: 
8 1 

Wegen der Anſprüche aus der Lieferung von Düngemitteln ſowie von Saatgut, welches zur 
Saat beſonders zugerichtet iſt, von anerkanntem Originalſaatgut und anerkannten Abſaaten, welche 
von dem Eigentümer, Eigenbeſitzer, Nutznießer oder Pächter landwirtſchaftlicher Grundſtücke im Rah⸗ 
men der bisherigen Wirtſchaftsweiſe in der für derartige Geſchäfte üblichen Art für das Erntejahr 
1936 zur Steigerung des Ernteertrages beſchafft und verwendet werden, hat der Gläubiger ein 
geſetzliches Pfandrecht an den im Erntejahr 1936 anfallenden Früchten der zum Betrieb gehörenden 
Grundſtücke, auch wenn die Früchte noch nicht von dem Grundſtück getrennt worden ſind. Das 
Pfandrecht erſtreckt ſich nicht auf die der Pfändung nicht unterworfenen Früchte. 

Die Vorſchrift des Abſ. 1 gilt auch für Anſprüche aus Darlehen, die von dem Eigentümer, 
Eigenbeſitzer, Nutznießer oder Pächter zur Bezahlung dieſer Lieferungen ſowie von Arbeiten zur 
Pflege der Saaten und Einbringung der Ernte ſowie zur Bezahlung von Futtermitteln in der für 
derartige Geſchäfte üblichen Art aufgenommen werden. 


8 2 

Auf das Pfandrecht finden die Vorſchriften der 88 560, 561 Abſ. 2, § 562 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs entſprechende Anwendung. 

Das Pfandrecht geht allen an den Früchten beſtehenden dinglichen Rechte im Range vor. 

Sind mehrere Gläubiger der in § 1 bezeichneten Art vorhanden, ſo haben deren Anſprüche unter⸗ 
1 gleichen AR. 

83 

Sowohl der: Pfandgläubtger wie der Schuldner kann nach Beginn der Ernte jederzeit, auch vor 
Fälligkeit der Forderung, verlangen, daß aus den dem Pfandrecht unterliegenden Früchten eine Menge, 
die zur Sicherung der Forderung ausreicht, ausgeſchieden, als dem Pfandrecht unterliegend kenntlich 
gemacht und geſondert aufbewahrt wird. Geſchieht dies, ſo beſchränkt ſich das Pfandrecht auf dieſe 
Menge; § 560 des Bürgerlichen Geſetzbuchs findet keine Anwendung. 

Die Zwangsvollſtreckung wegen des dem Pfandgläubiger nach Abſ. 1 Satz 1 zuſtehenden An⸗ 
ſpruchs geſchieht im Wege der Pfändung eines zur Sicherung der Forderung ausreichenden Teils der 
dem Pfandrecht unterliegenden Früchte. Der Anſpruch kann auch im Verfahren auf Erlaß einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung geltend gemacht werden; der Glaubhaftmachung einer Gefährdung im Sinne 
des $ 935 der Zivilprozeßordnung bedarf es nicht. 


j 8 
Das Pfandrecht erliſcht mit dem Ablauf des 31. März 1937, wenn es nicht vorher gerichtlich, 
insbeſondere nach $ 805 der Zivilprozeßordnung geltend gemacht worden iſt. 


8 5 

Die in dem 8 1 bezeichneten Anſprüche haben in einem künftigen Zwangsverſteigerungs⸗ oder 
Zwangsverwaltungsverfahren den im § 10 Abſ. 1 Nr. 1 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes bezeich⸗ 
neten Rang. | ' war 

Das Vorrecht des Abſ. 1 erliſcht, wenn die Zwangsverwaltung oder Zwangsverſteigerung nicht 
bis zum 31. März 1937 beantragt wird. Iſt innerhalb dieſer Friſt die Zwangsverwaltung bean⸗ 
tragt, ſo beſteht das Vorrecht in der Zwangsverſteigerung nur, wenn die Zwangsverwaltung bis 
zum Zuſchlag fortdauert. Hat der Eigentümer eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks gemäß § 1 der 
Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 22. September 1933 (G. Bl. 
S. 444) in der Faſſung der Verordnung vom 30. Juni 1934 (G. Bl. S. 499) den Antrag auf Ein⸗ 
leitung des Entſchuldungsverfahrens geſtellt, ſo erliſcht das Vorrecht des Abſ. 1 früheſtens dann, 
wenn der Gläubiger die Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung des Grundſtücks nicht binnen 
drei Monaten nach Beendigung des Entſchuldungsverfahrens beantragt. 
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86 
Die in § 4 Ziff. 3 und 4 der Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhält⸗ 
niſſe vom 22. 9. 1933 (G. Bl. S. 444) in der Faſſung der Verordnung vom 30. Juni 1934 (G. Bl. 
S. 499) vorgeſehenen Beſchränkungen der Zwangsvollſtreckung ſtehen der Zwangsvollſtreckung wegen 
der in SS 1 und 3 bezeichneten Anſprüche in die dem Pfandrecht unterliegenden Früchte nicht entgegen. 
Bei einem Erbhof unterliegt die Vollſtreckung wegen der in SS 1 und 3 bezeichneten Anſprüche 
nicht den aus § 39 Abſ. 2 bis 4 in Verbindung mit § 62 der Erbhofverordnung vom 15. Mai 1935 

(G. Bl. S. 653) ſich ergebenden Beſchränkungen. 


8 7 
Mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit Geldſtrafe bis zu 10000, — Gulden wird beſtraft, 
wer in der Abſicht, ſich der Erfüllung der in den SS 1 bis 3 bezeichneten Verpflichtungen zu entziehen, 
Früchte beiſeite ſchafft. 
Der Verſuch iſt ſtrafbar. 
Die Verfolgung tritt nur auf den Antrag eines der im $ 1 bezeichneten Gläubiger ein. Der An⸗ 
trag kann zurückgenommen werden. 


I 


$8 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Februar 1936 in Kraft. 
Danzig, den 20. Februar 1936. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Rettelsky 


Schriſtleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblatles und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
— - . — — — 
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